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Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Bericht zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen am Verwaltungshandeln der Stadtverwaltung der 
Landeshauptstadt Potsdam.

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

 zurückgestellt  zurückgezogen überwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Büro der Stadtverordnetenversammlung



Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Begründung:

Die Verwaltung hat gemeinsam mit dem Kinder- und Jugendbüro des Stadtjugendringes die aktuelle 
Beteiligungskultur der Stadtverwaltung des LHP analysiert und in einem Bericht die wesentlichsten 
Ergebnisse und Empfehlungen für einen Beteiligungsausbau dargelegt (siehe Anlage).

Das Thema „städtische/r Kinderschutzbeauftragte/r“ muss unabhängig vom Thema „Beteiligung“ 
betrachtet werden. Dazu werden demnächst neue Bundesvorschriften zum Kinderschutz 



verabschiedet, die bereits im Entwurf vorliegen. Um einem umfangreichen Kinderschutz Rechnung zu 
tragen, muss dieses Querschnittsthema von allen MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung beachtet und 
getragen werden. Es ist nicht auf eine einzelne Person focussierbar. Es wird daher von der 
Verwaltung nicht als funktional angesehen, das Thema „Kinderschutz“ personalisiert auf eine/n 
Beauftragte/n festzulegen.


